
 
 

Änderung des Kommunalabgabengesetzes; Verbot der Erhebung 
einer Übernachtungssteuer 

 

 
Sie übersandten eine Legislativeingabe, mit der Sie eine Änderung des 
Kommunalabgabengesetzes Rheinland- Pfalz im Hinblick auf ein Verbot der Erhebung einer 
Übernachtungssteuer begehrten. 
 
Bei der Eingabe handelt es sich um eine öffentliche Petition. Die Mitzeichnungsfrist, in der () 
weitere Personen mitzeichneten, endete am +,. November +.+). 
 
Mit Schreiben vom +(. November +.+) hat das Ministerium des Innern und für Sport hierzu 
folgende Stellungnahme abgegeben: 
 
„Mit seiner Legislativeingabe vom �. Oktober ���� begehrt der Petent, Städten und Gemeinden 
durch Änderung des Kommunalabgabengesetzes (KAG) die Erhebung einer Übernachtungssteuer 
zu verbieten. Die Einführung einer Übernachtungssteuer würde ein weiteres Ansteigen der 
Übernachtungspreise bewirken, die Attraktivität des Tourismus in Rheinland-Pfalz beeinträchtigen 
und damit die Tourismusbranche erheblich belasten. In Ihrem Schreiben vom 34. Oktober ���� 
baten Sie insoweit um Darlegung, welche Gesichtspunkte für oder gegen eine solche 
Gesetzesänderung sprechen. 
 
Unter Übernachtungssteuer1 versteht man eine Steuer auf entgeltliche Übernachtungen in 
Beherbergungsbetrieben im Gemeindegebiet, die sich zumeist auf einen Prozentsatz des 
Übernachtungspreises (Nettoentgelt) beläuft und in der Regel vom Übernachtungsgast bei der 
Buchung oder der Anmeldung im Beherbergungsbetrieb bezahlt wird.2 Eine Steuer wird anders als 
ein Beitrag bzw. eine Gebühr ohne Gegenleistung erhoben. Das Aufkommen steht der Gemeinde 
allgemein zur Erfüllung ihrer Aufgaben zur Verfügung. 
 
Hingegen können Gemeinden Tourismusbeiträge nach = 3� Abs. 3 KAG nur zur Deckung des 
gemeindlichen Aufwandes für die Tourismuswerbung und die Herstellung, den Betrieb und die 
Unterhaltung der ganz oder teilweise touristischen Zwecken dienenden Einrichtungen sowie für die 
zu diesen Zwecken durchgeführten Veranstaltungen erheben. Beitragspflichtig sind alle 
selbständig tätigen Personen und alle Unternehmen, denen aufgrund des Tourismus unmittelbar 
oder mittelbar besondere wirtschaftliche Vorteile geboten werden. Ebenso können Gemeinden 
nach = 3� Abs. � KAG für die Herstellung, den Betrieb und die Unterhaltung der ganz oder teilweise 

 
1 zum Teil auch als Kulturförderabgabe, Tourismusabgabe, Bettensteuer, Beherbergungssteuer, 
Beherbergungsabgabe, City Tax o. ä. bezeichnet 
2 vgl. Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom ��. März ���� 3 BvR �4B4/3�, 3 BvR �44B/3� 
BvR �44D/3�, 3 BvR ��E/3B, Rn. � 
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touristischen Zwecken dienenden Einrichtungen sowie für die zu diesen Zwecken durchgeführten 
Veranstaltungen einen Gästebeitrag erheben. Beitragspflichtig sind grundsätzlich alle Personen, 
die in der Gemeinde Unterkunft nehmen, ohne dort eine Hauptwohnung zu haben, und denen die 
Möglichkeit zur Benutzung der Einrichtungen und zur Teilnahme an den Veranstaltungen geboten 
wird. 
 
Die Forderung nach einem Verbot der Übernachtungssteuer wird im Wesentlichen mit folgenden 
Argumenten begründet:3 
 
• Der Tourismus spiele eine zentrale Rolle für die Wirtschaft und sichere Arbeitsplätze. Nicht zuletzt 
durch die Folgen der Coronapandemie, aber auch durch die infolge des Ukrainekrieges steigenden 
Energiepreise und durch die allgemein derzeit inflationsbedingt steigenden Preise werde die 
Tourismusbranche gerade in jüngster Zeit belastet. Eine Übernachtungssteuer würde letztlich zu 
weiter steigenden Übernachtungspreisen führen, die sich wiederum im Ergebnis abträglich auf die 
Attraktivität des Tourismus auswirken würden. 
 
• Zudem habe der Bundesgesetzgeber zur Entlastung des Beherbergungsgewerbes zum 3. Januar 
��3� den Umsatzsteuersatz für die unternehmerische Vermietung von Wohn- und Schlafräumen 
auf sieben Prozent ermäßigt (= 3� Abs. � Nr. 33 Umsatzsteuergesetz). Auch diesem Ziel der 
Entlastung der Tourismusbranche würde die Erhebung einer Übernachtungssteuer zuwiderlaufen. 
• Eine Übernachtungssteuer belaste Hotels, Pensionen und deren Gäste durch höhere Preise und 
zusätzliche Bürokratie. 
Gegen das Verbot der Übernachtungssteuer werden folgende Gründe vorgebracht:4 
 
• Ein Wegfall kommunaler Finanzierungsinstrumente, wie der Bettensteuer, würde die 
Aufrechterhaltung wichtiger Infrastrukturen oder Projekte zur Tourismusförderung in Frage 
stellen. Diese sei nicht zuletzt gerechtfertigt, weil Übernachtungsgäste vor Ort die Infrastruktur der 
Kommune in Anspruch nähmen. 
 
• Dass eine Übernachtungssteuer die Nachfrage nach touristischen Übernachtungen dämpfen 
könne, sei weder wissenschaftlich belegt noch tatsächlich erkennbar. 
 
• Ein Verbot stelle einen schwerwiegenden Eingriff in die kommunale Selbstverwaltung dar. 
Gemeinden mit hohen Übernachtungszahlen werde durch das Verbot die ertragreichste Steuer, 

 
3 vgl. z. B. Gesetzentwurf der bayerischen Landesregierung vom ��. Januar ����, Bayerischer 
Landtag, Drucksache 3B/B33� 
4 Vgl. z. B. DStGB-Positionspapier „Tourismusförderung stärkt kommunale Entwicklung“; 
Presseerklärung der Stadt München „Übernachtungssteuer: München zieht vor 
Verfassungsgerichtshof, muenchen.de, Rathaus Umschau 3��/���� 
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über deren Einführung die Kommunen selbst entscheiden dürfen, genommen. Den Kommunen 
würden dadurch dringend benötigte Einnahmen verwehrt. Darin sei ein erheblicher Eingriff in die 
finanzielle Eigenverantwortung und damit in die demokratische Willensbildung auf kommunaler 
Ebene zu sehen. Die Entscheidung, ob und welche zulässigen Instrumente zum Einsatz kommen, 
müsse zwingend bei den Städten und Gemeinden verbleiben. 
 
Zwar stehen den rheinland-pfälzischen Gemeinden neben der Möglichkeit zur Erhebung der 
Bettensteuer in Form von Tourismus- und Gästebeiträgen weitere Finanzierungsinstrumente zur 
Tourismusförderung zur Verfügung. Da die Verwendung der Einnahmen aus der 
Übernachtungssteuer nicht auf gesetzlich bestimmte Verwendungszwecke beschränkt ist, bietet sie 
Gemeinden aber deutlich mehr Flexibilität als eine Beitragserhebung nach = 3� KAG. 
 
Ob durch Einführung einer Übernachtungssteuer in der Gemeinde ein Rückgang der 
Buchungszahlen zu befürchten ist, dürfte insbesondere auch von den örtlichen Gegebenheiten 
abhängen. So dürften zum Beispiel in Großstädten mit starken Alleinstellungsmerkmalen trotz 
steuerbedingter Preissteigerungen keine oder allenfalls geringe Nachfragerückgänge zu erwarten 
sein. Es erscheint insoweit naheliegend, die Entscheidung über die Einführung einer 
Übernachtungssteuer weiterhin den betroffenen Städten und Gemeinden zu überlassen, die mit 
den örtlichen Verhältnissen vertraut sind. Eine Reduzierung des Tourismusaufkommens durch die 
Einführung einer Übernachtungssteuer läge schließlich auch gar nicht im Interesse der Kommunen. 
 
Zudem geht die Stadt München aktuell mit einer Klage vor dem Bayerischen 
Verfassungsgerichtshof gegen das im bayerischen Kommunalabgabengesetz mit Wirkung vom 34. 
März ���� bestimmte Verbot einer Übernachtungssteuer vor. Auch insoweit erscheint es sinnvoll, 
zunächst den Ausgang des Verfahrens abzuwarten und eventuelle Konsequenzen hieraus für das 
rheinland-pfälzische Abgabenrecht zu prüfen.“ 
 
Der Petitionsausschuss hat Ihre Legislativeingabe in seiner (,. Sitzung am +). Januar +.+3 beraten 
und beschlossen, sie zurückzustellen, um weitere Fragen im Zusammenhang mit der Eingabe zu 
klären. 
 
Der Petitionsausschuss hat in seiner )+. Sitzung am (3. April +.+8 erneut über Ihre 
Legislativeingabe beraten. 
 
Zuvor wurde das Ministerium des Innern und für Sport noch um eine ergänzende Stellungnahme 
gebeten. Mit Schreiben vom +(. Januar +.+8 hat das Ministerium dann wie folgt ergänzt: 
 
„Mit Schreiben vom 34. Oktober ���� verweist der Petent nun insbesondere auf die inzwischen 
vorliegende Entscheidung des bayerischen Verfassungsgerichtshofs, nach dem das Verbot einer 
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kommunalen Übernachtungssteuer verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden ist. Zudem sei eine 
Übernachtungssteuer nach der Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz nicht zielführend. Zum 
ergänzenden Vortrag des Petenten nehmen wir im Folgenden Stellung:  
 

3. Entscheidung des bayerischen Verfassungsgerichtshofs 
 
Mit Entscheidung vom 3E. November ���� hat der Bayerische Verfassungsgerichtshof eine 
Popularklage der Landeshauptstadt München und zweier weiterer bayerischer Städte gegen das 
landesrechtliche Verbot einer kommunalen Übernachtungsteuer in Art. � Abs. � Satz 3 des 
bayerischen Kommunalabgabengesetzes als unbegründet abgewiesen.5 In der vom bayerischen 
Landesgesetzgeber vorgenommenen Erweiterung des Katalogs der unzulässigen Verbrauch- und 
Aufwandsteuern um diese Steuerart liege keine verfassungswidrige Einschränkung der 
kommunalen Finanzhoheit als Ausprägung des Selbstverwaltungsrechts der Gemeinden. Das 
Verbot der Erhebung einer Übernachtungsteuer berühre weder eine originäre 
Besteuerungskompetenz der Gemeinden, noch werde dadurch der Kernbereich der gemeindlichen 
Finanzautonomie verletzt. Der gesetzliche Ausschluss dieser Form einer örtlichen Aufwandsteuer 
sei auch nicht unverhältnismäßig. Insbesondere sei die prognostische Annahme des 
Landesgesetzgebers, dass der Tourismusbranche in Bayern durch die Erhebung örtlicher 
Übernachtungssteuern wirtschaftliche Nachteile entstehen würden, verfassungsrechtlich nicht zu 
beanstanden. 
 
Das Gericht bejaht die Geeignetheit des Übernachtungssteuergebots zur Erreichung des Ziels, 
Betriebe des Beherbergungsgewerbes vor einem weiteren Anstieg der Übernachtungspreise zu 
schützen, der sich im Ergebnis abträglich auf die Attraktivität des Tourismus auswirken würde, und 
führt hierzu aus:  
 
„Das Gebot der Geeignetheit verlangt den Einsatz nur solcher Mittel, mit deren Hilfe der gewünschte 
Erfolg gefördert werden kann, bei denen also die Möglichkeit der Zweckerreichung besteht. Das 
benutzte Mittel muss nicht das bestmögliche sein und nicht in jedem Einzelfall Wirkung entfalten; 
es genügt ein Beitrag zur Zielerreichung. Dem parlamentarischen Gesetzgeber steht hinsichtlich 
der Zwecktauglichkeit eines Gesetzes ein weiter Beurteilungsspielraum zu (…). Seine 
fachbezogenen Erwägungen kann der Verfassungsgerichtshof nur beanstanden, wenn sie 
eindeutig widerlegbar oder offensichtlich fehlerhaft sind oder der verfassungsrechtlichen 
Wertordnung widersprechen; das Gericht kann nicht seine eigenen Wertungen und Einschätzungen 
an die Stelle derjenigen des Gesetzgebers setzen (…). Hieran gemessen bestehen keine 
durchgreifenden Bedenken gegen die Geeignetheit des Verbots der Übernachtungsteuer.“  
 

 
5 Bayerischer Verfassungsgerichtshof, Entscheidung vom 3E. November ���� – Vf. �-VII-�� –, juris 



 
�

Der bayerische Verfassungsgerichtshof weist aber auch darauf hin, dass in dem Verbot der 
Übernachtungssteuer als potenziell besonders ertragreicher Steuerart eine gravierende 
Beschränkung des Rechts der Gemeinden zur selbständigen Erschließung neuer 
Finanzierungsquellen liege.  
 
Aus der Entscheidung des bayerischen Verfassungsgerichtshofs folgt daher weder, dass ein Verbot 
der kommunalen Übernachtungssteuer das bestmögliche Mittel zum Schutz des 
Beherbergungsgewerbes und der Erhaltung der Attraktivität des Tourismus wäre, noch, dass ein 
entsprechendes Verbot für Rheinland-Pfalz zwingend geboten ist. 
Zudem beschränken sich die unmittelbaren Auswirkungen der Entscheidung auf den Freistaat 
Bayern. Auch wenn nicht auszuschließen ist, dass rheinland-pfälzische Gerichte die Entscheidung 
als Orientierung heranziehen und infolge dessen ein Verbot der Übernachtungssteuer auch in 
Rheinland-Pfalz als verfassungsgemäß ansehen könnten, heißt dies nicht im Umkehrschluss, dass 
eine solches Verbot anzustreben ist. 
 

�. Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz  
 
Die Partner der Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz unter Federführung des Ministeriums für 
Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau setzen bei der Optimierung der 
Tourismusfinanzierung nach Ausschöpfung freiwilliger Finanzierungsbeteiligungen auf die 
Förderung des Tourismus über zweckgebundene Abgaben. Die Bettensteuer als zweckungebundene 
Abgabe wird daher insoweit abgelehnt.6  
 
Auch wenn die Tourismusstrategie Rheinland-Pfalz die Erhebung einer Übernachtungssteuer als 
nicht zielführend für den rheinland-pfälzischen Tourismus ansieht, ergibt sich hieraus dennoch 
nicht, dass die Landesregierung ein entsprechendes Verbot befürwortet. 
 

�. Fazit  
 
Auch unter Berücksichtigung der ergänzenden Ausführungen des Petenten bleibt es bei der 
Bewertung mit Stellungnahme vom �3. November ����. Da die Verwendung der Einnahmen aus 
der Übernachtungssteuer nicht auf gesetzlich bestimmte Verwendungszwecke beschränkt ist, 
bietet sie Gemeinden deutlich mehr Flexibilität als eine Beitragserhebung nach = 3� KAG. Ihre 
Erhebung ist im Regelfall mit geringerem Verwaltungsaufwand und rechtlichen Risiken verbunden. 
Einnahmen aus der Übernachtungssteuer können auch dem Tourismus zugutekommen. Die 
Gemeinde kann diese aber auch zum Teil oder ausschließlich für anderweitige und insoweit 
vorrangige Zwecke verwenden. 

 
6 https://mwvlw.rlp.de/themen/wirtschaftszweige/tourismusstrategie-���� 
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Ob durch Einführung einer Übernachtungssteuer in der Gemeinde ein Rückgang der 
Buchungszahlen zu befürchten ist, dürfte insbesondere auch von den örtlichen Gegebenheiten 
abhängen. So dürften zum Beispiel in Großstädten mit starken Alleinstellungsmerkmalen trotz 
steuerbedingter Preissteigerungen keine oder allenfalls geringe Nachfragerückgänge zu erwarten 
sein. Es erscheint insoweit naheliegend, die Entscheidung über die Einführung einer 
Übernachtungssteuer weiterhin den betroffenen Städten und Gemeinden zu überlassen, die mit 
den örtlichen Verhältnissen vertraut sind. Eine Reduzierung des Tourismusaufkommens durch die 
Einführung einer Übernachtungssteuer läge schließlich nicht im Interesse der Kommunen.“ 
 
Der Petitionsausschuss hat sich diesen Gründen angeschlossen und derzeit keine Möglichkeit 
gesehen, Ihr Anliegen und die damit verbundene Änderung der Rechtslage zu unterstützen.  
 
Ihre Legislativeingabe wurde deshalb nicht einvernehmlich abgeschlossen.  
 
Das Petitionsverfahren ist damit beendet. 


